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Vorwort 

Nach § 78 Eisenbahnregulierungsgesetz (ERegG) hat die Monopolkommission den Auftrag, 
alle zwei Jahre ein Gutachten zum Wettbewerb im Eisenbahnverkehr zu erstellen. In diesem 
Gutachten beurteilt die Monopolkommission den Stand und die absehbare Entwicklung des 
Wettbewerbs und die Frage, ob ein wirksamer Wettbewerb in den Eisenbahnmärkten be-
steht. Darüber hinaus wird die Anwendung der Vorschriften des Eisenbahnrechts gewürdigt 
und zu sonstigen aktuellen wettbewerbspolitischen Fragen im Zusammenhang mit dem Be-
trieb von Eisenbahnen Stellung genommen. 

Das vorliegende Sondergutachten ist die sechste Stellungnahme der Monopolkommission 
entsprechend ihrem Auftrag. Während dieser zunächst im Allgemeinen Eisenbahngesetz 
festgehalten war, ist der Auftrag der Monopolkommission seit Inkrafttreten des ERegG am 2. 
September 2016 in diesem vorgegeben. In der vorliegenden Stellungnahme befasst sich die 
Monopolkommission mit den Neuregelungen durch das ERegG, dem Deutschland-Takt so-
wie den intermodalen Wettbewerbsverhältnissen zwischen den Verkehrsträgern, insbeson-
dere dem Wettbewerb zwischen Schienenpersonenfernverkehr und Fernbus. 

Zur Vorbereitung dieses Gutachtens hat die Monopolkommission in einer Anhörung am 12. 
Januar 2017 mit Marktteilnehmern, Aufgabenträgern, Verbänden und dem zuständigen 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur über die Wettbewerbsentwicklung 
auf den Schienenverkehrsmärkten diskutiert. Folgende Teilnehmer waren in der Diskussions-
runde vertreten: 

• Bundesarbeitsgemeinschaft der Aufgabenträger des SPNV e. V. 

• Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

• Deutsche Bahn AG 

• mofair e. V. 

• Netzwerk Europäischer Eisenbahnen e. V. 

• Verband deutscher Verkehrsunternehmen e. V. 

Die Anhörungsteilnehmer haben ihre mündlichen Beiträge durch schriftliche Stellungnah-
men ergänzt. Darüber hinaus haben weitere Marktteilnehmer schriftlich Stellungnahmen 
eingereicht. 

Der Leiter der Abteilung Eisenbahnregulierung der Bundesnetzagentur, Herr Professor Dr. 
Karsten Otte, hat mit der Monopolkommission am 9. Februar 2017 Fragen zur Wettbe-
werbsentwicklung auf den Märkten für Eisenbahnverkehrsdienstleistungen und insbesonde-
re Fragen zur Anwendung des ERegG durch die Bundesnetzagentur und die Gerichte er-
örtert. 

Darüber hinaus gab es vielfältige Kontakte zwischen den Mitgliedern sowie Mitarbeitern der 
Monopolkommission und Mitarbeitern der Bundesnetzagentur, des Bundeskartellamtes, des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur, der Europäischen Kommission, 
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dem Umweltbundesamt sowie Mitarbeitern der Unternehmen und Verbände. Die Monopol-
kommission bedankt sich bei allen Beteiligten für ihre Mitwirkung.  

Die Monopolkommission bedankt sich bei ihren wissenschaftlichen Mitarbeitern Frau 
Dr. Katja Greer und Herrn Dr. Per Rummel, LL.M., welche die Stellungnahme der Monopol-
kommission federführend betreut haben, sowie bei Frau Maria Geilmann, LL.M. und Herrn 
Lars Zeigermann für ihre Mitwirkung.  

  

Bonn, den 3. August 2017 

 

Achim Wambach 
 
Dagmar Kollmann            Jürgen Kühling              Thomas Nöcker           Angelika Westerwelle  
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Kurzfassung 

K1. Die Monopolkommission sieht keine bedeutenden Veränderungen des Wettbewerbs im 
Schienenpersonenfernverkehr, Schienenpersonennahverkehr und Schienengüterverkehr. In 
allen drei Bereichen dominiert die Deutsche Bahn AG die Märkte, auch wenn sich die Wett-
bewerbsverhältnisse in den einzelnen Bereichen verbessert haben und im Nahverkehr eine 
etwas bessere wettbewerbliche Entwicklung vorliegt als im Fernverkehr. Auch im Wettbe-
werb mit den Verkehrsträgern Straßenverkehr, Luftverkehr und Binnenschifffahrt gab es kei-
ne wesentlichen Veränderungen hinsichtlich der Aufteilung des Verkehrsaufkommens auf 
die Verkehrsträger. Der Anteil der Schiene am Gesamtverkehrsaufkommen ist in den vergan-
genen Jahren nahezu konstant geblieben. Die Monopolkommission sieht weiterhin ein be-
trächtliches Potenzial für die Entwicklung eines wirksamen Wettbewerbs im intramodalen 
wie auch im intermodalen Umfeld. Wenn dieses Potenzial genutzt würde, könnten Wohl-
fahrtsgewinne erzielt werden. 

K2. Die Monopolkommission geht davon aus, dass der deutsche Rechtsrahmen auch nach 
dem Inkrafttreten des Eisenbahnregulierungsgesetzes fortentwickelt werden muss.  

K3. Im September 2016 ist das Eisenbahnregulierungsgesetz in Kraft getreten. Mit dem Ge-
setz wurde die EU-Richtlinie 2012/34/EU in deutsches Recht umgesetzt. Durch das Eisen-
bahnregulierungsgesetz wurden unter anderem die Kompetenzen der Bundesnetzagentur 
erweitert und die Aufgaben der Monopolkommission hinsichtlich der Eisenbahnmärkte neu 
gefasst. Zu den Zielen des Gesetzes zählen eine Verbesserung des Wettbewerbs auf den 
Eisenbahnmärkten sowie eine Stärkung der Bahn gegenüber anderen Verkehrsträgern. 

K4. Mit dem Eisenbahnregulierungsgesetz wurde insbesondere eine Preisobergrenzenregu-
lierung für Trassenpreise eingeführt. Grundsätzlich ist eine solche Anreizregulierung ein ge-
eignetes Instrument, um die Preissetzungsspielräume eines regulierten Unternehmens sinn-
voll zu begrenzen. Verschiedene Aspekte der Ausgestaltung der neuen Anreizregulierung 
sprechen jedoch gegen eine kostendämpfende Wirkung auf den Eisenbahnmärkten. Erstens 
werden unternehmensspezifische Potenziale zur Produktivitätssteigerung, die individuell 
höher ausfallen kann als die gesamtwirtschaftliche Produktivitätssteigerung, nicht berück-
sichtigt. Zweitens können Kosten durch eine sogenannte qualifizierte Regulierungsvereinba-
rung der Anreizregulierung entzogen werden. Von dieser Regelung wird voraussichtlich nur 
die DB Netz AG profitieren. Drittens zeigt die Entwicklung der Stationsentgelte in den ver-
gangenen Jahren, dass nicht nur die Trassenpreise, sondern auch die Stationsentgelte der 
Anreizregulierung unterworfen sein sollten.  

K5. Diese Schwächen sollte der Gesetzgeber durch eine Novellierung des Eisenbahnregulie-
rungsgesetzes beheben. Um Diskriminierungspotenziale bei der DB Station & Service AG zu 
reduzieren, sollte der Gesetzgeber auch klare Vorgaben für den Inhalt von Nutzungsbedin-
gungen für Serviceeinrichtungen machen. Als Vorbild könnten die bereits gesetzlich nor-
mierten Nutzungsbedingungen von Schienenwegen dienen.  

K6. Die Bundesnetzagentur hat nach neuem Recht die überwiegende Zahl ihrer Entschei-
dungen im Eisenbahnbereich durch Beschlusskammern zu treffen. Zudem erhält sie zusätzli-
che Kompetenzen zur verdachtsunabhängigen Prüfung von Unternehmen. Die neuen Vorga-
ben dürften mehr Transparenz und eine Stärkung der Regulierungsbehörde mit sich bringen. 
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K7. Die Monopolkommission geht davon aus, dass vom Vierten Europäischen Eisenbahnpaket 
positive wettbewerbliche Impulse auf die deutschen Eisenbahnmärkte ausgehen werden. Bei 
der Umsetzung der Vorschriften zur Unabhängigkeit des Infrastrukturbetreibers sollte der 
deutsche Gesetzgeber jedoch über die neuen europarechtlichen Vorgaben hinausgehen.  

K8. Das Vierte Eisenbahnpaket beinhaltet Vorschriften zur organisatorischen Trennung zwi-
schen Infrastrukturunternehmen und Eisenbahnverkehrsunternehmen sowie zur finanziellen 
Transparenz. Die Monopolkommission spricht sich dafür aus, den Umsetzungsbedarf zum 
Anlass zu nehmen, in Deutschland eine klare organisatorische Trennung für vertikal inte-
grierte Eisenbahnunternehmen in Bezug auf alle handelnden Personen und alle Entschei-
dungen des Infrastrukturbetreibers einzuführen. Es sollte nicht möglich sein, dass Aufsichts-
ratsmandate des Infrastrukturbetreibers von Vorstandsmitgliedern oder leitenden Angestell-
ten einer anderen rechtlichen Einheit des integrierten Konzerns wahrgenommen werden. 
Auf die klare organisatorische Trennung sollte dann eine eigentumsrechtliche Trennung fol-
gen.  

K9. Zudem ergibt sich aus dem Vierten Eisenbahnpaket eine Öffnung der Eisenbahnver-
kehrsmärkte für Eisenbahnverkehrsunternehmen aus anderen Mitgliedstaaten. Da in 
Deutschland bei öffentlichen Dienstleistungsaufträgen im Schienenpersonennahverkehr oh-
nehin das Vergaberecht greift und damit üblicherweise europaweite Ausschreibungen statt-
finden, sind hier keine großen Änderungen zu erwarten.  

K10. Eine neue Verordnung aus dem Eisenbahnpaket geht zudem auf Unterstützungsmaß-
nahmen zur Beschaffung des rollenden Materials bei der Ausschreibung öffentlicher Dienst-
leistungsaufträge ein. Solche Unterstützungsmaßnahmen können beispielsweise durch die 
Schaffung eines eigenen Fahrzeugpools durch den Besteller, durch Wiedereinsatzgarantien 
oder durch Kapitaldienstgarantien erfolgen. Es ist zu begrüßen, dass nach den neuen Vorga-
ben die zuständigen Behörden bei Ausschreibungen im Schienenpersonennahverkehr eine 
Notwendigkeitsprüfung durchzuführen haben, ob Unterstützungsmaßnahmen zur Beschaf-
fung des rollenden Materials notwendig sind. Nach Auffassung der Monopolkommission 
sollten nur Unterstützungsmaßnahmen ergriffen werden, wenn dazu eine Notwendigkeit 
festgestellt wurde. 

K11. Aus Sicht der Monopolkommission besteht das Risiko, dass Finanzzuschüsse von EUR 2,4 
Mrd. vom Bund an die Deutsche Bahn AG als unerlaubte staatliche Beihilfen im Sinne von Art. 
107 Abs. 1 AEUV zu qualifizieren sind.  

K12. Für die im Haushaltsgesetz 2017 veranschlagten Finanzzuschüsse an die Deutsche 
Bahn AG besteht dieses Risiko, sofern die Zuschüsse direkt oder indirekt den im Wettbewerb 
stehenden Unternehmensteilen zukommen und die Europäische Kommission nicht festge-
stellt hat, dass sie als marktkonforme Investitionen zu sehen sind (sogenannter „private in-
vestor-Test“). Deutlich unproblematischer wäre eine Form der Finanzzuführung, die gewähr-
leistet, dass die Begünstigungseffekte auf den Infrastrukturbereich beschränkt bleiben. 

K13. Die Monopolkommission spricht sich für eine umfassende Prüfung der Schienennetz-
Nutzungsbedingungen durch die Bundesnetzagentur aus. 

K14. Die Bundesnetzagentur trifft derzeit ihre ersten Entscheidungen auf der Grundlage der 
neuen Vorgaben aus dem Eisenbahnregulierungsgesetz. Die Bundesnetzagentur unterschei-
det, wie im Eisenbahnregulierungsgesetz vorgesehen, bei der Genehmigung von Entgelten 
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und Entgeltgrundsätzen zwischen vier Genehmigungsfällen, welche abhängig von der 
Marktbedeutung des jeweiligen Betreibers der Schienenwege zur Anwendung kommen. Die 
Monopolkommission unterstützt dieses Vorgehen, da sich die Bundesnetzagentur so auf die 
Unternehmen konzentrieren kann, bei denen missbräuchliche Praktiken und Einschränkun-
gen aus wettbewerbspolitischer Sicht zu erwarten sind.  

K15. Für die Netzfahrplanperiode 2017/2018 wurden die aktuellen Änderungen der Schie-
nennetz-Nutzungsbedingungen auf ihre Vereinbarkeit mit dem Eisenbahnregulierungsgesetz 
geprüft. Geprüft wurden nur geplante Änderungen. Es ist daher möglich, dass in den Schie-
nennetz-Nutzungsbedingungen Regelungen fortbestehen, die gegen das Eisenbahnregulie-
rungsgesetz verstoßen. Die Monopolkommission regt daher an, dass die Bundesnetzagentur 
von Amts wegen eine Prüfung der kompletten Schienennetz-Nutzungsbedingungen der DB 
Netz AG durchführt. 

K16. Trotz erster, positiver Entwicklungen im Tarif und Vertrieb sieht die Monopolkommission 
weiterhin Reformbedarf.  

K17. Im Bereich Fahrkartenvertrieb konnten vorläufige wettbewerbliche Bedenken des Bun-
deskartellamtes durch Verpflichtungszusagen der Deutschen Bahn AG ausgeräumt werden. 
Die Monopolkommission empfiehlt, die Auswirkungen der Entscheidung des Bundeskartell-
amtes vom 24. Mai 2016 auf den Vertrieb von Fahrkarten vor dem Auslaufen der Verpflich-
tungszusagen im Jahr 2023 zu evaluieren. Sie unterstützt den Reformprozess innerhalb des 
Tarifverbands der Bundeseigenen und Nichtbundeseigenen Eisenbahnen in Deutschland 
(TBNE), der in einen Deutschland-Tarifverbund münden soll. In diesem Deutschland-
Tarifverbund sollen die nicht bundeseigenen Eisenbahnverkehrsunternehmen ein stärkeres 
Mitspracherecht haben. Dies kann nur durch eine Reform der Entscheidungsstrukturen im 
TBNE erreicht werden. Ein Deutschland-Tarifverbund kann zudem nur unabhängig agieren, 
wenn er über einen eigenen Tarif verfügt. Die gesetzlichen Voraussetzungen zur Genehmi-
gung eines solchen deutschlandweiten Nahverkehrstarifs sollten bereits jetzt geschaffen 
werden. 

K18. Besondere Bedeutung im Bereich Tarif und Vertrieb hat die Abstimmung an der 
Schnittstelle zwischen bestelltem und nicht-bestelltem Verkehr. Tarif- und Verkehrsverbünde 
sollten nicht zu einer Kooperation mit nicht-bestellten Verkehrsunternehmen verpflichtet 
sein, wenn sich eine solche Kooperation negativ auf die Einnahmesituation des bestellten 
Verkehrs auswirken würde. Eine derartige Einschränkung der Mitwirkungspflicht sollte in § 
12 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz gesetzlich normiert werden. Das Kartellrecht steht 
Tarif- und Vertriebskooperationen von Unternehmen im Schienenpersonennahverkehr mit 
Unternehmen im Schienenpersonenfernverkehr sowie von Unternehmen im Schienenper-
sonenfernverkehr untereinander nicht im Wege. Mit der Mitwirkungspflicht der Eisenbahn-
verkehrsunternehmen an einer direkten Abfertigung und durchgehenden Tarifierung sowie 
dem Verbot des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung bestehen im Gegenteil 
gesetzliche Grundlagen zur Durchsetzung von Tarif- und Vertriebskooperationen.  

K19. Eine Integration von Streckenabschnitten des Fernverkehrs in Nahverkehrstarife kann 
Vorteile mit sich bringen. Die Ausschreibung eines solchen integrierten Streckenabschnitts 
sollte allerdings mit den Ausschreibungen des betroffenen Nahverkehrs abgestimmt sein, 


